
I. Antragsgegenstand

Kein Platz für Antisemit*innen im RefRat! - Antisemitismus immer und überall bekämpfen

II. Beschlussentwurf

Das Studierendenparlament möge beschließen:

Das Studierendenparlament der HU hat 2018 in einem Beschluss die BDS-Bewegung als
antisemitisch verurteilt und BDS-Unterstützer*innen für unerwünscht in Strukturen der
studentischen Selbstverwaltung erklärt. Wir erneuern unseren damaligen Beschluss und
weisen gesondert darauf hin, dass auch die Vergabe von Geldern an BDS-nahe
Organisationen auf das Schärfste zu verurteilen ist.

Darüber hinaus ist für uns klar: Eine Tätigkeit bei „Klasse gegen Klasse“ ist nicht vereinbar
mit einem Amt im Referent_innenrat der HU Berlin. Personen, die sich mit „Klasse gegen
Klasse“ identifizieren, sind in den Gremien der studentischen Selbstverwaltung unerwünscht.
Das Studierendenparlament verurteilt jeglichen Antisemitismus auf das Schärfste und
kämpft weiterhin für eine Hochschule und Gesellschaft ohne Antisemitismus.

„Klasse gegen Klasse“ (KgK) ist eine Onlineplattform, auf der Texte zu verschiedenen
politischen Themen veröffentlicht werden. Dabei geht es vorgeblich um eine „revolutionäre“
und trotzkistische Einordnung aktueller gesellschaftlicher Debatten, es werden aber
regelmäßig auch zutiefst antisemitische Texte publiziert. Insbesondere israelbezogener
Antisemitismus ist häufig Inhalt von Texten und kann als Grundüberzeugung der
KgK-Autor*innen verstanden werden. In einem KgK-Artikel von 2017 mit dem Titel „Warum
wir die Niederlage Israels und den Sieg des palästinensischen Volkes unterstützen“ heißt es
beispielsweise: „Die einzige wahre und mögliche Lösung, die ein friedliches und
geschwisterliches Zusammenleben von Palästinenser*innen und Juden und Jüdinnen
ermöglicht, besteht darin, den zionistischen und proimperalistischen Staat Israels auf der
Grundlage eines gemeinsamen Kampfes bis auf die Grundmauern zu zerstören.“ Auch in
aktuelleren Texten äußern sich „Klasse gegen Klasse“-Redakteur*in- nen antisemitisch oder
treten als Unterstützer*innen von BDS auf.

„Klasse gegen Klasse“ hat in letzter Zeit bspw. an der FU und anderen Berliner Hochschulen
vergeblich versucht, Positionen in der studentischen Selbstverwaltung einzunehmen und
somit vereinfachten Zugang zu Räumlichkeiten, Geldern etc. zu erhalten. Der AStA der TU
hat sich am 3.Mai sehr klar gegen „Klasse gegen Klasse“ und Antisemitismus positioniert
und die Problematiken und Ziele der Plattform offen gelegt. Es ist dringend notwendig, dass
auch die Verfasste Studierendenschaft der HU keinen Zweifel daran lässt, dass
Antisemit*innen in ihren Strukturen keinen Platz haben.

III. Finanzielle Auswirkungen, ggf. Angaben zur Verwendung beantragter Mittel

Keine

IV. Begründung



siehe II.

V. Beteiligung und Stellungnahme anderer Organe oder Initiativen der Studierendenschaft

Keine

VI. Kontaktmöglichkeit zur:zum Antragsteller:in bzw. zu den Antragsteller:innen

info@hu.juso-hsg-berlin.de


